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Datenschutz-Aufgaben in Bezug auf Maßnahmen zum Schutz 
vor sexualisierter Belästigung und Gewalt 

 

Zusammenfassung 
Mit der Umsetzung von Maßnahmen zum Schutz vor sexualisierter Belästigung und Gewalt in den  
Sportverbänden und -vereinen kommt es auch zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten, wobei 
die Vorschriften des Datenschutzes zu beachten sind. Insbesondere in der Intervention, kann es zur  
Verarbeitung von Daten aus „Verdachtsmomenten“ (z. B. bei Meldungen eines Verdachtes oder Vorfalls 
sexualisierter Belästigung und Gewalt) kommen, was ein „hohes Risiko“ i. S. d. Datenschutzes zur Folge 
hat. Die gesetzlichen Vorschriften fordern dann die Erstellung einer Datenschutzfolgenabschätzung. Die 
Verpflichtung zur Erstellung einer Datenschutzfolgenabschätzung führt zur gesetzlichen Pflicht, eine*n 
Datenschutzbeauftragte*n zu benennen. Hierbei sind einige Dinge zu beachten. Dieses Dokumenten-
paket soll darüber informieren und konkrete Handlungsrichtlinien zur rechtssicheren Umsetzung liefern. 
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1. Begriffsdefinitionen 
Da es in den Bereichen Schutz vor sexualisierter Belästigung und Gewalt und Datenschutz ähnliche  
Begrifflichkeiten mit unterschiedlichen, teils aber im Gesetz definierten, Bedeutungen gibt, werden die 
Begrifflichkeiten für diese Dokumente wie folgt festgelegt: 
 

Begrifflichkeit Bedeutung bzw. Abgrenzung 
Verdachtsmoment Alle Informationen, die einen Verdacht begründen; 

Vermutung, Meldung und Verdachtsäußerungen, 
dokumentierte Wahrnehmung. 

Maßnahmen zum Schutz vor sexualisierter  
Belästigung und Gewalt 

Alle Maßnahmen, die der Verband/Verein in der 
Prävention, Intervention und Aufarbeitung sexua-
lisierter Belästigung und Gewalt umsetzt. 

Ansprechperson im Themenfeld Schutz vor  
Gewalt 

Kommunizierte, benannte Ansprechpersonen des 
Vereins/Verbandes für Prävention, Intervention 
und Aufarbeitung sexualisierter Belästigung und 
Gewalt; Beauftragte*r zur Prävention sexualisier-
ter Gewalt (PSG), Kinderschutzbeauftragte*r etc. 

Verantwortliche  
 

Verantwortliche i. S. d Art. 4 Nr. 7 DSGVO: d. h. 
Organisationsleitung, Präsidium oder Vorstand. 

Betroffene Personen Die Personen, deren Daten verarbeitet werden, 
i. S. d. Art. 4 DSGVO. 

Betroffene von Übergriffen/vom Vorfall betroffene 
Person 

Die von sexualisierter Belästigung und Gewalt  
betroffene Person. 

Verdächtige/beschuldigte Person Mögliche*r, mutmaßliche*r Verursacher*in des 
Übergriffes/Vorfalls.  

Weitere Beteiligte Z. B. Zeugen. 
Erziehungs- und Sorgeberechtigte Personen aus dem Umfeld; Familie.  
Bearbeitung eines Verdachtsmoments Aufklärung, Intervention, Sammlung von Informa-

tionen zum Verdachts- oder Vorfall sexualisierter 
Belästigung und Gewalt; Umgang mit Melde- 
daten, ggf. inklusive Offenlegungen.  

Organisation Organisationen im Sport, z. B. Vereine,  
Verbände, Stiftungen. 

Datenschutzverletzung/Datenschutzverstoß Datenschutzverstoß: Nicht-Erfüllung datenschutz-
rechtlicher Anforderungen, Datenschutzverlet-
zung i. S. d. Art. 4 Nr. 12 DSGVO. 

 

2. Einführung 
Mit der Einführung des dsj- und DOSB-Stufenmodells zur Prävention und zum Schutz vor sexualisierter 
Belästigung und Gewalt wurde vom Deutschen Olympischen Sportbund (DOSB) und der Deutschen 
Sportjugend (dsj) sowie ihren jeweiligen Mitgliedsorganisationen ein Rahmen geschaffen, um den  
erforderlichen Schutz von Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen sowie Schutzbefohlenen im Allge-
meinen sicherzustellen und eine Struktur zur Umsetzung von Schutzmaßnahmen zu schaffen. 
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Dazu gehört neben der Schaffung einer entsprechenden Kultur des Hinsehens und der Verankerung  
von Werten und Haltungen in der jeweiligen Organisation auch die Schaffung eines formalen Rahmens 
und verbindlicher Regeln. Vor allem aber müssen auch entsprechende Wissensressourcen aufgebaut 
werden, um die Maßnahmen zur Prävention, Intervention und Aufarbeitung rechtskonform umsetzen  
zu können. 
 
Das Thema „Einhaltung des Datenschutzes“ spielt dabei eine wichtige Rolle. Denn bei der Umsetzung 
des dsj- und des DOSB-Stufenmodells in einer Organisation werden in jedem Falle personenbezogene 
Daten verarbeitet (erfasst, gespeichert, weitergeleitet, bearbeitet, gelöscht). Die Verarbeitung personen-
bezogener Daten geschieht beispielsweise in der Einsichtnahme von erweiterten Führungszeugnissen 
oder bei der Bearbeitung von Fällen sexualisierter Belästigung und Gewalt. Diese Verarbeitungen  
müssen selbstverständlich rechtmäßig i. S. d. geltenden Gesetzgebung zum Datenschutz erfolgen. 
 
Für die meisten Verarbeitungstätigkeiten, die sich daraus ergeben, ist dies mit vergleichsweise geringem 
Aufwand umsetzbar. Problematisch wird der Umgang mit personenbezogenen Daten aber spätestens, 
wenn Verdachtsmomente oder Vorfälle sexualisierter Belästigung und Gewalt gemeldet und diese erfasst 
sowie verarbeitet werden. Denn dann ergeben sich viele Fragestellungen, die im Vorfeld geklärt sein  
sollten, um u. U. schwerwiegende Fehler oder Datenschutzverstöße zu vermeiden. Verantwortliche  
Vorstände und Präsidien sowie die für die Datenverarbeitung zuständigen Ansprechpersonen (z. B.  
Datenschutzbeauftragte) und Ansprechpersonen im Themenfeld Schutz vor Gewalt sollten sich mit dem 
Thema im Vorfeld intensiv auseinandersetzen und ein entsprechendes Know-how aufbauen, um  
haftungs- und strafrechtlich relevante Konsequenzen präventiv zu verhindern.  
 
2.1 Wo genau liegen die Herausforderungen in der Aufgabenstellung? 
 
Vorab ist festzuhalten, dass Datenschutz ein wichtiger Bestandteil des Schutzes von Grundrechten  
eines jeden Menschen ist. Dazu gehört auch das Recht auf informationelle Selbstbestimmung. Der  
Datenschutz verpflichtet die für die Verarbeitung von personenbezogenen Daten verantwortlichen  
Stellen, dies nur auf einer datenschutzrechtlich gesicherten Grundlage und unter Einhaltung von be-
stimmten Grundsätzen zu tun. Darüber hinaus muss betont werden, dass sexualisierte Belästigung und 
Gewalt einen Straftatbestand darstellen, der in der öffentlichen Meinung zudem als moralisch besonders 
verwerflich gilt. Insofern ist bei der Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Umfeld dieses  
Themas besondere Umsicht geboten, da der potenzielle Schaden für die betroffenen Personen ein  
ganz erhebliches Ausmaß annehmen kann: psychisch, physisch, materiell und immateriell sowie auch  
in sozialer Hinsicht. Daraus ergeben sich besondere Anforderungen: 
 
• Betroffene von Übergriffen müssen in ihren Rechten und Freiheiten geschützt werden, insbesondere 

vor den möglichen Auswirkungen einer unrechtmäßigen Verarbeitung oder Offenlegung der erfass-
ten Daten.  

• Andererseits darf Datenschutz auch nicht zum Täter*innenschutz werden. Daraus folgt, dass die 
Rechtmäßigkeit der Verarbeitungen hinsichtlich einer Zusammenarbeit mit den Strafverfolgungs- 
behörden besonders intensiv zu prüfen und zu dokumentieren ist. 

• Datenübermittlungen (interne Offenlegungen und externe Benachrichtigungen) benötigen Rechts-
grundlagen zur Rechtmäßigkeit. Hier müssen die Bedingungen geklärt werden: Wann muss/darf/soll 
etwas offengelegt werden und gegenüber wem? 
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• Eine Beschuldigung stellt noch keine Verurteilung dar. Verdächtige Personen sind insofern auch in 
ihren Grundrechten zu schützen. Entsprechend sind die personenbezogenen Daten der verdächti-
gen Person ebenfalls zu schützen, um mögliche negative Auswirkungen einer unrechtmäßigen  
Verarbeitung oder Offenlegung der erfassten Daten abzuwenden.  

• Betroffene haben gemäß der europäischen Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) ein Recht auf 
Auskunft hinsichtlich der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten. Dieses Auskunftsrecht findet 
jedoch seine Grenzen, sofern Rechte und Freiheiten Dritter betroffen sind bzw. eine Auskunft den 
Zielen der Verarbeitung (z. B. Aufklärung einer Straftat) entgegensteht. Dementsprechend müssen 
Betroffenenanfragen in diesem sensiblen Umfeld strikt rechtskonform gehandhabt werden, ohne die 
Zwecke der Verarbeitungen infrage zu stellen. 

• Datenschutzkonformität sichert eine ordnungsgemäße Strafverfolgung. Infolgedessen muss verhin-
dert werden, dass unrechtmäßige Datenerhebungen, -übermittlung und -verarbeitung dazu führen, 
dass diese nicht mehr in Strafprozessen verwendbar sind.  

• Der hohe Schutzwert der Daten, die im Rahmen der Dokumentation von Meldungen von Verdachts-
fällen erhoben werden, zwingen zur Einführung und Einhaltung besonderer technischer und organi-
satorischer Datenschutzmaßnahmen.  

• Und letztlich muss auch die Festlegung der rechtskonformen Zeitpunkte und der datenschutz- 
konformen Art der Datenlöschung bzw. Datenvernichtung geklärt und insbesondere richtig umgesetzt 
werden.  

 
Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass sich die umsetzenden Ansprechpersonen im Themenfeld Schutz 
vor Gewalt in einem Spannungsfeld divergierender Interessenlagen befinden:  
 
• Die Organisation hat das Interesse, gemeldete Vorfälle so schnell wie möglich aufzuklären und  

Wiederholungen von Vorfällen dieser Art zu vermeiden. 
• Die Interessen des*der Betroffenen von Übergriffen richten sich v. a. auf die Suche nach Hilfe und 

Unterstützung, damit es nicht zu weiteren Übergriffen kommt. Die Vorfälle selbst sollen möglicher-
weise eher geheim gehalten werden. Gleichzeitig soll ein schnelles und rigoroses Handeln erfolgen, 
was auch von Erziehungsberechtigten für einen nachhaltigen Schutz ihrer Kinder eingefordert wird.  

• Die verdächtige Person wiederum möchte sich möglichst schnell vom Tatverdacht befreien und hat 
ein besonderes Interesse an Diskretion, damit nichts an ihr „hängen“ bleibt.  

• Hinzu kommen noch die vielfältigen schutzwürdigen Interessen weiterer an Vorfällen Beteiligter.  
 
Dadurch wird u. U. ein Handlungsdruck aufgebaut, bei dem es für die Ansprechpersonen im Themenfeld 
Schutz vor Gewalt und andere Verarbeitende wichtig ist, die Grundlagen ihrer Tätigkeiten und Handlun-
gen komplett verstanden zu haben, um so unter Wahrung der Rechtmäßigkeit zielgerichtet handeln zu 
können. 
 
2.2 Verantwortlichkeiten und Haftungsfragen 
 
Grundsätzlich ist aus Sicht des Datenschutzes das Präsidium oder der Vorstand in der Verantwortung 
und damit auch in der Haftung. Der*die Datenschutzbeauftragte einer Organisation hat grundsätzlich nur 
beratende und ggf. kontrollierende Funktion. Gegebenenfalls kann aber auch das Fehlverhalten einzelner 
Ansprechpartner*innen oder weiterer Beteiligter zu einer persönlichen Haftung führen. Dies gilt es zu  
vermeiden. Der Königsweg führt hier über den Aufbau eines angemessenen Datenschutzmanagements 
in der Organisation. 
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Dieser Handlungsleitfaden wurde erstellt, um dem verantwortlichen Vorstand/Präsidium und dem*der  
ggf. zu benennenden Datenschutzbeauftragten Vorlagen und Muster an die Hand zu geben, welche die 
Lösung der datenschutzrechtlichen Aufgabenstellungen erleichtern und damit Rechtssicherheit schaffen.  
 
Die enthaltenen Dokumente stellen allerdings nur ein Rahmenwerk für eine mögliche Lösung dar. Sie 
enthalten teilweise auszufüllende Bereiche und müssen daher selbstverständlich geprüft und an die  
Gegebenheiten und Vorgehensweisen in der jeweiligen Organisation angepasst werden. 
 

3. Über diese Dokumente 
Im Rahmen der Umsetzung von Maßnahmen zum Schutz vor sexualisierter Belästigung und Gewalt und 
des Aufbaus entsprechender Strukturen ergeben sich aus den gesetzlichen Vorgaben – insbesondere 
den Datenschutzvorgaben – einige Verpflichtungen, die zur Vermeidung von Schäden für die Betroffenen 
und von Haftung für die Organisation sorgfältig umgesetzt werden sollten. 
 
Dieses Dokumentenpaket soll hier über die im Datenschutz zu ergreifenden Maßnahmen informieren  
und konkrete Vorschläge und Anleitungen zur Erfüllung der datenschutzrechtlichen Anforderungen  
bei der Umsetzung der Maßnahmen zum Schutz vor sexualisierter Belästigung und Gewalt liefern. 
 
Dies sind im Wesentlichen: 
 
• Information für den Vorstand/das Präsidium (u. a. Benennungspflicht DSB1), 
• Handlungsleitfaden für die*den Datenschutzbeauftragte*n,  
• Musterdokumentationen für das Verzeichnis der Verarbeitungstätigkeiten2 (VVT) inklusive Risiko-

Abschätzung, 
• Musterdokumentation einer Datenschutzfolgenabschätzung3 (DSFA) mit zugehörigen Empfehlungen 

für technische und organisatorische Maßnahmen4 (TOM), 
• Hinweise zum Umgang mit Betroffenenanfragen5 und Datenschutzerklärungen6. 
 
Die Dokumente richten sich an die*den fachkundige*n Datenschutzbeauftragte*n (DSB) und sollten  
dieser*diesem eine gute Beratung und konkrete Unterstützung ihres*seines Vorstandes/Präsidiums  
ermöglichen, um die Rechtssicherheit im erforderlichen Umfang sicherzustellen. 
 
  

 
1 nach Art. 37/38 DSGVO 
2 nach Art. 30 DSGVO 
3 nach Art. 35 DSGVO 
4 nach Art. 32 DSGVO 
5 nach Art. 15 bis 22 DSGVO 
6 nach Art. 13/14 DSGVO 
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4. Risiken in Bezug auf die Umsetzung von Maßnahmen zum 
Schutz vor sexualisierter Belästigung und Gewalt 
Jede Organisation sollte zur Erfüllung ihrer satzungsgemäßen Aufgaben und zur Wahrnehmung ihrer  
gesellschaftlichen Verantwortung Maßnahmen zum Schutz vor sexualisierter Belästigung und Gewalt  
ergreifen. 
 
Diese Maßnahmen erfordern teilweise die Verarbeitung von Daten mit Personenbezug, sodass deren 
Rechte gewahrt und die Vorschriften des Datenschutzes beachtet werden müssen. Dies ist für die  
meisten Maßnahmen auch ganz normal möglich.  
 
Bei der Verarbeitung von „Verdachtsmomenten“, also Beobachtungen und Meldungen zu Vorfällen  
sexualisierter Belästigung und Gewalt, gibt es aber eine Besonderheit: Die persönlichen Daten von  
Betroffenen von Übergriffen, verdächtigen Personen und weiteren Beteiligten werden von der kontak- 
tierten Ansprechperson im Themenfeld Schutz vor Gewalt dokumentiert.  
 
Diese Dokumentation birgt für die betroffenen Personen ein hohes Risiko. Sollten die Daten unrecht- 
mäßig offengelegt oder verbreitet werden, kann dies sowohl für die Betroffene von Übergriffen als  
auch für die verdächtigte Person unumkehrbare Konsequenzen haben („… irgendetwas bleibt immer 
hängen…“). Diese Daten müssen also besonders geschützt werden. 
 

5. Datenschutz-Folgenabschätzung bei hohen Risiken 
Daher erfordern die Datenschutzvorschriften bei diesen „hohen Risiken“ eine Datenschutzfolgenabschät-
zung. Die Datenschutz-Folgenabschätzung ist ein dokumentiertes Verfahren, in dem zuerst die Daten-
schutzkonformität der Datenhandhabung nachgewiesen wird, dann die Risiken aus der Verarbeitung  
analysiert werden und im dritten Schritt nachgewiesen wird, dass die ergriffenen Maßnahmen zum 
Schutz der Daten ausreichen, um das Risiko auf ein normales Maß zu reduzieren. 
 
Das Gesetz schreibt die Einbeziehung des*der Datenschutzbeauftragten bei der Erstellung der Daten-
schutzfolgenabschätzung vor. In der Praxis werden dieser komplexe Dokumentationsvorgang und auch 
die Wiederholungsprüfungen i. d. R. von dem*der Datenschutzbeauftragten begleitet. 
 
Die Datenschutzfolgenabschätzung und die Maßnahmen zur Sicherheit sind nachweisbar regelmäßig zu 
prüfen und ggf. zu optimieren. 
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6. Hohe Risiken und Verpflichtung zur Datenschutz- 
Folgenabschätzung führen zur Benennungspflicht für  
eine*n Datenschutzbeauftragte*n 
Die DSGVO bzw. das BDSG sehen für Organisationen mit mehr als 20 Personen, die ständig mit der  
automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten befasst sind oder die ein hohes Risiko haben, 
eine verpflichtende Benennung eines*einer Datenschutzbeauftragten vor. 
 
Daraus ergibt sich, dass Sportorganisationen, die bislang aufgrund ihrer Größe noch keine*n Daten-
schutzbeauftragte*n haben mussten, nun mit der Umsetzung von Maßnahmen zum Schutz vor sexuali-
sierter Belästigung und Gewalt eine Verarbeitung mit hohem Risiko haben und so unter die Benennungs-
pflicht für eine*n Datenschutzbeauftragte*n fallen. 
 

7. Was bei der Benennung eines*einer Datenschutz- 
beauftragten zu beachten ist 
Grundsätzlich kann der*die Datenschutzbeauftragte ein*e Mitarbeiter*in der Organisation oder eine  
externe Person sein. Wenn eine externe Person die Aufgabe übernimmt, sollte diese einen Geschäfts- 
besorgungsvertrag mit der Organisation schließen und über eine entsprechende Vermögensschaden-
haftpflicht (Berater*innen-Haftung!) verfügen. Bei einer ehrenamtlichen Wahrnehmung der Aufgabe sollte 
der*die Ehrenamtler*in den Status eines*einer Mitarbeiter*in haben, sodass er*sie nur noch für Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit haften muss. 
 
Der*Die Datenschutzbeauftragte muss zum Zeitpunkt der Benennung über die erforderliche, nachweis-
bare Qualifikation im Datenschutz verfügen.  
 
Der*Die Datenschutzbeauftragte muss frei von Interessenkonflikten sein. Das bedeutet, dass er*sie in der 
Organisation keine weitere Funktion haben darf, bei der er*sie (mit-)entscheidet, wie mit Daten umgegan-
gen wird. Damit scheiden alle Mitglieder des Vorstandes und des Präsidiums als mögliche Datenschutz-
beauftragte aus. Für eine*n Schiedsrichter*in oder Trainer*in wäre je nach Aufgaben zu prüfen, ob hier 
ein Interessenkonflikt vorliegt. 
 
Der*Die Datenschutzbeauftragte sollte formal „benannt“ werden (Benennungsurkunde) und muss der  
jeweiligen Datenschutzaufsichtsbehörde des Bundeslandes gemeldet werden. 


